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1890 - 1914: WILHELMINISCHES KAISERREICH

Resolution des SPD­Parteitages in Jena im September 1905 

I. Bei dem Bestreben der herrschenden Klassen und Gewalten, der Arbeiterklasse einen legitimen Ein-

fluß auf die öffentliche Ordnung der Dinge in den Gemeinwesen vorzuenthalten oder, soweit sie durch 

ihre Vertreter in den parlamentarischen Vertretungskörpern einen solchen bereits erlangten, diesen zu 

rauben und so die Arbeiterklasse politisch und wirtschaftlich rechtlos und ohnmächtig zu machen, er-

achtet es der Parteitag für geboten auszusprechen, daß es die gebieterische Pflicht der gesamten Ar-

beiterklasse ist, mit allen ihr zu Gebote stehenden Mitteln jedem Anschlag auf ihre Menschen- und 

Staatsbürgerrechte entgegenzutreten und immer wieder die volle Gleichberechtigung zu fordern.  

Insbesondere hat die Erfahrung gelehrt, daß die herrschenden Parteien bis tief in die bürgerliche Linke 

hinein Gegner des allgemeinen, gleichen, direkten und geheimen Wahlrechts sind, daß sie dasselbe 

nur dulden, aber sofort abzuschaffen oder zu verschlechtern trachten, sobald sie glauben, daß durch 

dasselbe ihre Herrschaft in Gefahr komme. Daher ihr Widerstand gegen eine Ausdehnung des allge-

meinen, gleichen, direkten und geheimen Wahlrechts auf die Einzelstaaten (Preußen etc.) und selbst 

die Verschlechterung bestehender rückständiger Wahlgesetze aus Angst vor einem noch so geringen 

Einfluß der Arbeiterklasse in den parlamentarischen Vertretungskörpern. Beispiele hierfür sind die 

Wahlrechtsräubereien durch eine herrschgierige und maßlos feige Bourgeoisie und ein borniertes 

Kleinbürgertum in Sachsen und in den sogenannten Republiken Hamburg und Lübeck und die Gemein-

dewahl­Verschlechterungen in den verschiedenen deutschen Staaten (Sachsen, Sachsen­Meiningen) 

und Orten (Kiel, Dresden, Chemnitz usw.) durch die Vertreter der verschiedenen bürgerlichen Parteien. 

In Erwägung aber, daß namentlich das allgemeine, gleiche, direkte und geheime Wahlrecht die Vo-

raussetzung für eine normale politische Fortentwickelung der Gemeinwesen ist, wie es die volle Koali-

tionsfreiheit für die wirtschaftliche Hebung der Arbeiterklasse ist, in weiterer Erwägung, daß die Arbei-

terklasse durch ihre stetig wachsende Zahl, ihre Intelligenz und ihre Arbeit für das wirtschaftliche und 

soziale Leben des ganzen Volkes, sowie durch die materiellen und physischen Opfer, die sie für die 

militärische Verteidigung des Landes zu tragen hat, den Hauptfaktor in der modernen Gesellschaft bil-

det, muß sie nicht nur die Erhaltung, sondern auch die Erweiterung des allgemeinen, gleichen, direkten 

und geheimen Wahlrechts für alle Vertretungskörper im Sinne des sozialdemokratischen Programms 

und die Sicherung der vollen Koalitionsfreiheit fordern.  
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Demgemäß erklärt der Parteitag, daß es namentlich im Falle eines Anschlages auf das allgemeine, 

gleiche, direkte und geheime Wahlrecht oder das Koalitionsrecht die Pflicht der gesamten Arbeiter-

klasse ist, jedes geeignet erscheinende Mittel zur Abwehr nachdrücklich anzuwenden. Als eines der 

wirksamsten Kampfmittel, um ein solches politisches Verbrechen an der Arbeiterklasse abzuwehren 

oder um sich ein wichtiges Grundrecht für ihre Befreiung zu erobern, betrachtet gegebenen Falles der 

Parteitag die umfassendste Anwendung der Massenarbeitseinstellung.  

Damit aber die Anwendung dieses Kampfmittels ermöglicht und möglichst wirksam wird, ist die größte 

Ausdehnung der politischen und gewerkschaftlichen Organisation der Arbeiterklasse und die unausge-

setzte Belehrung und Aufklärung der Massen durch die Arbeiterpresse und die mündliche und schriftli-

che Agitation unumgänglich notwendig. Diese Agitation muß die Wichtigkeit und Notwendigkeit der 

politischen Rechte der Arbeiterklasse, insbesondere des allgemeinen, gleichen, direkten und geheimen 

Wahlrechts und der vollen Koalitionsfreiheit darlegen, mit Hinweis auf den Klassencharakter des Staa-

tes und der Gesellschaft und den täglichen Mißbrauch, welchen die herrschenden Klassen und Gewal-

ten durch den ausschließlichen Besitz der politischen Macht an der Arbeiterklasse verüben.  

Jeder Parteigenosse ist verpflichtet, wenn für seinen Beruf eine gewerkschaftliche Organisation vor-

handen ist oder gegründet werden kann, einer solchen beizutreten und die Ziele und Zwecke der Ge-

werkschaften zu unterstützen. Aber jedes klassenbewußte Mitglied einer Gewerkschaft hat auch die 

Pflicht, sich der politischen Organisation seiner Klasse – der Sozialdemokratie – anzuschließen und für 

die Verbreitung der sozialdemokratischen Presse zu wirken. 

II. Der Parteitag beauftragt den Parteivorstand, eine Broschüre herstellen zu lassen, in der die in der

vorstehenden Resolution gestellten Forderungen begründet werden. Für diese Broschüre ist die Mas-

senverbreitung in der gesamten deutschen Arbeiterklasse zu organisieren. 

Quelle: Protokoll über die Verhandlungen des Parteitages der Sozialdemokratischen Partei Deutsch-

lands, abgehalten zu Jena vom 17. bis 23. September 1905, Berlin 1905, S. 142 f. 


